
Pressemitteilung der AfD-Fraktion im Landtag Brandenburg vom 10. März 2022 

 

AfD deckt Lügen von den Corona-Krankenhauspatienten auf! 

Vom 1. November 2021 bis 17. Februar 2022 wurden im Land Brandenburg 3.514 Patienten in 
Krankenhäusern stationär aufgenommen, die SARS-CoV2-positiv waren. Nur 1.446 davon wurden 
wegen SARS-CoV2 stationär behandelt. Die restlichen 2.068 SARS-CoV2-positiven Patienten wurden 
aufgrund anderer Ursachen, nicht gemeldeter Ursachen oder zur bloßen Isolierung stationär 
aufgenommen. Das hat die Brandenburgische Landesregierung auf eine Kleine Anfrage von Sabine 
Barthel und Birgit Bessin der AfD-Fraktion im Landtag Brandenburg geantwortet. 

Hierzu erklärt die sozialpolitische Sprecherin der AfD-Fraktion im Landtag Brandenburg, Birgit Bessin: 

„Die Zahlen belegen, dass es eine tatsächliche oder kurz bevorstehende Überlastung der 
Brandenburgischen Krankenhäuser durch wegen COVID-19 Behandlungsbedürftiger nie gegeben hat 
und dass wir – wie von uns schon immer befürchtet und darauf hingewiesen – alle an der Nase 
herumgeführt wurden. Diese angebliche Überlastung war aber die Hauptbegründung für die 
außerordentliche Härte und die bis heute nicht enden wollende Dauer der COVID-19-Maßnahmen in 
Brandenburg. Die Psyche und die wirtschaftliche Existenz vieler Mitbürger wurden dadurch wider 
besseres Wissen, leichtfertig und nutzlos belastet und häufig dauerhaft geschädigt. Das darf weder 
fortgesetzt noch jemals wiederholt werden.“ 

Die gesundheitspolitische Sprecherin der AfD-Fraktion im Landtag Brandenburg, Sabine Barthel, 
ergänzt: 

„Die Zahl der Fälle ohne gemeldete Behandlungsursache zeigt das eklatante Versagen. Die sich daraus 
ergebenden lückenhaften Zahlen konnten niemals eine solide Entscheidungsgrundlage für die 
schwersten und längsten Grundrechtseingriffe in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland sein. 
Das RKI zieht zur Berechnung der 7-Tage-Hospitalisierungsinzidenz alle gemeldeten Fälle unabhängig 
vom Hospitalisierungsgrund heran. Diese Erfassungspraxis muss sofort bundesweit präzisiert werden. 
Sonst geht es mit der Handlungsweise ‚da ist irgendwas, jetzt machen wir irgendwas‘ ungehemmt und 
schamlos auf dem Rücken der Bürger weiter.“ 


